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1. K a p i t e l 

A . Begriff l iche und historische Aspekte 

I. Begründung, Entscheidung und Methodenlehre 

1. Mehrdeutigkeit des B e g r i f f s „Begründung" 

Der Begriff der Begründung ist bereits im allgemeinen Sprachgebrauch mehrdeu-
tig. Das Verb „begründen" kann vor allem die Bedeutung von „Grundlage schaf-
fen", „sich herleiten aus" oder „Grund für etwa angeben" haben. Das Substantiv 
„Begründung" spiegelt diese Inhalte des Verbs wieder, setzt aber einen eigenstän-
digen Akzent auf „Angabe von Gründen".1 In dieser dritten Bedeutung soll der 
Begriff der Begründung hier verstanden werden. Begründung ist die Angabe von 
Gründen, also die Erläuterung, die staatliche Stellen für ihre jeweiligen Entschei-
dungen geben. 

Nicht gemeint ist somit das Begründen im Sinne von „Grundlage schaffen", 
das auf die historische und legitimierende Grundlegung staatlichen Handelns ab-
zielen und damit die verfassungstheoretische und rechtsphilosophische Frage 
stellen würde, worauf Staat und Staatsmacht sich gründen, worin sie ihren Grund 
finden und wie sie zu rechtfertigen sind.2 

Ebenfalls nicht unmittelbarer Gegenstand der Untersuchung ist das Begründen 
im Sinne von „sich herleiten aus", also die argumentative Entwicklung staatlicher 
Entscheidungen aus dem Recht. Der Begriff der Argumentation als das Anführen 
von Gründen für und gegen eine Behauptung ist dem Begriff der Begründung eng 

1 Vgl. Duden, Das große Wörterbuch der deutschen Sprache, Bd. 1, 2. Aufl. 1993, 441 f.; 
Schwerpunkt auf Herleitung, Erklärung und Rechtfertigung bei Franz Horak: Zur rechtstheore-
tischen Problematik der juristischen Begründung von Entscheidungen, in: Sprung, Rainer; Kö-
nig, Bernhard: Die Entscheidungsbegründung in europäischen Verfahrensrechten und im Ver-
fahren vor internationalen Gerichten, 1974, 1 (2f.); zur Begriffsgeschichte des Wortes „Grund" 
vgl./ärge« Brüggemann-. Die richterliche Begründungspflicht, 1971, 20ff. 

2 Vgl. zu diesen Fragen nur Reinhold Zippelius: Allgemeine Staatslehre, 13. Aufl. 1999,106ff.; 
beispielhaft für eine solche Verwendung des Begriffs im Zusammenhang mit den Grundrechten 
Matthias Hartwig: Die diskurstheoretische Begründung der Grundrechte, in: Grabenwarter, 
Christoph et al.: Allgemeinheit der Grundrechte und Vielfalt der Gesellschaft, 1994, 25 (25ff.); 
ähnlich im Zusammenhang mit Menschenrechten Eibe Riedel: Theorie der Menschenrechtsstan-
dards, 1986, 170ff. 
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verwandt.3 Im juristischen Bereich befaßt sich die Theorie der rationalen juristi-
schen Argumentation mit der Erschließung von Kriterien und Regeln für eine 
richtige Argumentation, insbesondere mit dem Problem der rationalen Begrün-
dung von Wertungen.4 Die Argumentationstheorie betont den diskurshaften 
Charakter der Rechtsfindung, deckt sich aber in ihrem Anliegen - ebenso wie die 
juristischen Rhetorik5 und die (in Abweichung von der hier gewählten Termino-
logie so bezeichnete) Begründungslehre6 - mit der Methodenlehre und ihren Fra-
gen etwa nach Normauslegung, Normanwendung, Auslegungskanones, Topik, 
Wertung, Subsumtion, Logik, Deduktion, Induktion, Analogie, Abduktion und 
Hermeneutik.7 Stets geht es darum zu bestimmen, was gute Gründe für eine juri-
stische Entscheidung sind.8 

Mit dieser Feststellung drängt sich allerdings die Frage auf, ob nicht doch ein 
engerer Zusammenhang zwischen guten Gründen und (guter) Begründung, also 
zwischen Methodenlehre und Begründungslehre (im hier verstandenen Sinne)9 

besteht. 

2. Bedeutung der Methodenlehre 

Begründungslehre und Methodenlehre unterscheiden sich zunächst in dem je-
weils betrachteten Bereich staatlichen Handelns (a). Hauptsächlich aber betrifft 
die Begründungslehre das O b und das Wie der Darstellung von Gründen, die M e -
thodenlehre hingegen den materiellen Inhalt dieser Gründe (b). Diese Eigenstän-

3 Vgl. Robert Alexy: Argumentation, Argumentationstheorie, in: Ergänzbares Lexikon des 
Rechts, Loseblatt, Teil 2/30, 1; zur dort angedeuteten, allerdings eher fernliegenden und daher 
hier nicht weiter verfolgten Möglichkeit, Argumentation nicht nur als Verfahren, sondern auch 
als Produkt dieses Verfahrens zu verstehen vgl. auch Wolfgang Gast: Juristische Rhetorik, 3. 
Aufl. 1997, 58f. 

4 Vgl. Alexy (Fn.3), lf.; umfassend Robert Alexy. Theorie der juristischen Argumentation, 
1983, 221ff. 

5 Vgl. schon im Titel Fritjof Haft: Juristische Rhetorik, 1978; Gast (Fn. 3). 
6 Vgl. schon im Titel Hans-Joachim Koch/Helmut Riißmann: Juristische Begründungslehre, 

1982; abweichende Terminologie auch bei Stefan Brink: Uber die richterliche Entscheidungsbe-
gründung, 1999,214ff., der ausgehend von der Unterscheidung zwischen Entscheidungsfindung 
und Entscheidungsbegründung (dazu infra 1. Kap. A 14) für die Entscheidungsfindung Soziolo-
gen und Psychologen das Feld überlassen will (ibid., 220f.) und die Frage danach, was gute Grün-
de sind, also die Grundfrage der Methodenlehre, in die Begründungslehre mit hineinzieht (ibid., 
221), die er konsequenterweise auch als „Entscheidungsbegründungs-Methode" bezeichnet 
(ibid., 214). 

7 Vgl. Hans-Martin Pawlowski: Methodenlehre für Juristen, 3. Aufl. 1999, 1; vgl. a. Karl La-
renz: Methodenlehre der Rechtswissenschaft, 6. Aufl. 1991, 152f. 

8 V gl. Koch/Rüßmann (Fn. 6), lf.; vgl. a. Brink (Fn. 6), 221; Delf Buchwald: Der Begriff der ra-
tionalen juristischen Begründung, 1990, 31, 35. 

9 Mit „Begründungslehre" ist im folgenden stets der Gegenstand der vorliegenden Arbeit und 
nicht die Methodenlehre gemeint. 
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digkeit der Begründungslehre erhöht im Hinblick auf den in der Praxis bestehen-
den Methodenpluralismus ihre praktische Verwendbarkeit (c). 

a. Beschränkung auf den judikativen und exekutiven Bereich 

Die Methodenlehre bezieht sich nur auf einen Teil des hier zu betrachtenden 
staatlichen Entscheidens, nämlich auf judikative und exekutive Entscheidungen. 
Gesetzgeberische Tätigkeit ist hingegen nicht ihr Gegenstand.10 Das ist allerdings 
nicht weiter verwunderlich, sondern spiegelt nur den grundsätzlichen Unter-
schied zwischen diesen Arten staatlichen Handelns, zwischen Rechtsanwendung 
und Rechtssetzung wieder: 

Judikative wie exekutive Entscheidungen sind im Grundsatz Rechtsanwen-
dung. Allerdings bestehen unverkennbar Grenzbereiche. So rückt die richterliche 
Rechtsfortbildung im Sinne des vielzitierten Art. 1 Abs. 2 des schweizerischen 
ZGB11 den Richter in die Nähe des Gesetzgebers, bereitet aber auch gerade des-
halb der Methodenlehre seit Jahrzehnten Probleme.12 Ebenso kann Verwaltungs-
handeln außerhalb des Vorbehalts des Gesetzes oder typische Regierungstätigkeit 
etwa im Bereich der auswärtigen Beziehungen ungeachtet ihrer Gesetzesbindung 
nicht als bloßer Gesetzesvollzug bezeichnet werden. Schwer zuzuordnen ist 
schließlich die Ermessensverwaltung. Einerseits bewegt sie sich, wie §68 Abs. 1 
S. 1 V w G O andeutet, bei Einhaltung des durch die rechtlichen Grenzen des Er-
messens gezogenen Rahmens innerhalb des nur noch von Zweck- und nicht mehr 
von Rechtsmäßigkeitsfragen determinierten Bereichs. Andererseits ist, insbeson-
dere etwa im Planungsrecht,13 aufgrund von Abwägungen gesetzlich vorgegebe-
ner Belange zu entscheiden. Insofern könnte auch hier von einem Gesetzesvoll-
zug gesprochen werden.14 Ob die Verwaltung auch innerhalb der Ermessensgren-
zen rechtlich gesteuert wird oder nur keiner gerichtlichen Prüfung unterliegt und 

10 Kritisch zu dieser Praxis Arthur Kaufmann: Rechtsphilosophie, 2. Aufl. 1997,16ff.; zur Ge-
setzgebungslehre vgl. grundlegend Peter Noll'. Gesetzgebungslehre, 1973; vgl. auch die Beiträge 
in: Jürgen Rödig: Studien zu einer Theorie der Gesetzgebung, 1976; Einführung bei Franz Byd-
linski: Juristische Methodenlehre und Rechtsbegriff, 2. Aufl. 1991, 618 ff. 

11 Art. 1 Abs. 2 ZGB lautet: 
„Kann dem Gesetze keine Vorschrift entnommen werden, so soll der Richter nach Gewohn-

heitsrecht und, wo auch ein solches fehlt, nach der Regel entscheiden, die er als Gesetzgeber auf-
stellen würde." 

12 Zur Rechtsfortbildung vgl. z.B. Larenz (Fn. 7), 366ff.; Josef Esser. Vorverständnis und Me-
thodenwahl in der Rechtsfindung, 2. Aufl. 1972, 177; Wolfgang Fikentscher: Methoden des 
Rechts in vergleichender Darstellung, Bd. 3, Mitteleuropäischer Rechtskreis, 1976, Bd. 4, Dog-
matischer Teil, 1977, 313ff. 

13 Zum Streit über die Besonderheiten des Planungsermessens gegenüber dem Ermessen im 
allgemeinen vgl. nur Michael Sachs, in: Stelkens, Paul; Bonk, Joachim; Sachs, Michael: Verwal-
tungsverfahrensgesetz, 5. Aufl. 1998, §40 Rn.42 und Fn. 129. 

14 Gegen eine Trennung von Zweckmäßigkeit und Recht Dirk Ehlers-. Verwaltung und Ver-
waltungsrecht im demokratischen und sozialen Rechtsstaat, in: Erichsen, Hans-Uwe: Allgemei-
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was der genaue Unterschied zwischen diesen beiden Möglichkeiten ist, bedürfte 
genauerer Untersuchung. Unabhängig von dieser Einzelfrage werden jedoch 
staatliche Stellen bei verwaltendem oder rechtsprechendem Handeln in ihrem 
Tun weitgehend vom Gesetz angeleitet. Richter wie Verwaltungsbeamter be-
trachten das Gesetz als ihre Handlungsanweisung und versuchen, es nach bestem 
Wissen und Gewissen auszuführen. 

Für die Gesetzgebung hingegen besteht zwar ebenfalls ein rechtlicher Rahmen. 
Dieser Rahmen ist auch keineswegs nur formeller Art, indem er allein die Einhal-
tung bestimmter Verfahren verlangte, sondern stellt auch materielle Anforderun-
gen: für Verordnungen in der Ermächtigungsgrundlage, die nach Art. 80 Abs. 1 
S. 2 GG Inhalt, Zweck und Ausmaß bestimmt; für Satzungen in gesetzlichen Ein-
zelfallbeschränkungen, etwa in § 9 BauGB und der BauNVO für den Bebauungs-
plan; für Gesetze der Bundesländer unter Umständen in Rahmengesetzen des 
Bundes nach Art. 75 GG; für Parlamentsgesetze und alle anderen Gesetze im ma-
teriellen Sinn schließlich in der Verfassung, insbesondere den Grundrechten. In-
nerhalb des jeweiligen Rahmens aber ist Gesetzgeber frei, nach seinem - insbe-
sondere politischen - Belieben Normen zu setzen. Diese Normen sind also keine 
Konkretisierung des jeweiligen Rahmens. Insbesondere ist das Parlamentsgesetz 
nicht nur die Ausführung von Vorgaben, die das Grundgesetz etwa in den Grund-
rechten macht. Es ist nicht nur geronnenes Verfassungsrecht, sondern Ausdruck 
der freien und veränderlichen politischen Entscheidung des Volkes.15 Aus dem 
Grundgesetz läßt sich gerade nicht ableiten, welche Wirtschafts- oder Arbeits-
markt-, Ausländer- oder Einwanderungs-, Justiz- oder Drogenpolitik der Staat 
durch Gesetze verfolgen sollte. Die Verfassung setzt hier nur äußerste Grenzen. 

In Anbetracht dieses freien, nur politisch bestimmten Entscheidungsspielrau-
mes16 erscheint es auch realitätsfern, in der Gesetzgebung ein der Rechtsfindung 
im Einzelfall vergleichbares, analogisches Verfahren zu sehen, bei dem aus allge-
meinen Rechtsprinzipien wie etwa dem Kategorischen Imperativ, dem Toleranz-
gebot oder dem Prinzip Fairneß einerseits und den gedanklichen antizipierten, zu 
regelnden Lebenssachverhalten andererseits im Wege der gegenseitigen Annähe-
rung die zu setzende Norm gewonnen wird.17 Es wäre sicherlich wünschenswert, 
wenn der Gesetzgeber solche allgemein konsensfähigen Werte bei der Normset-

nes Verwaltungsrecht, 11. Aufl. 1998, 1 (26f.); Ulrich Smeddinck: Der unbestimmte Rechtsbe-
griff - strikte Bindung oder Tatbestandsermessen?, DÖV 1998, 370 (373ff.). 

15 Vgl. Uwe Kischel: Systembindung des Gesetzgebers und Gleichheitssatz, AöR 124 (1999), 
174 (185f.); Horak (Fn. 1), 5 Fn. 13; Rudolf Dolzer: Zum Begründungsgebot im geltenden Ver-
waltungsrecht, DÖV 1985, 9 (18). 

16 Weitergehend nimmt die Euro-Entschdeidung des BVerfG offenbar selbst bei Grund-
rechtsberührung einen nicht überprüfbaren Entscheidungsspielraum an, vgl. BVerfG, EuGRZ 
1998,164 (170ff.); die Entscheidung dürfte aber vor allem aus den Besonderheiten des Einzelfalls 
heraus zu erklären sein. 

17 So aber Kaufmann (Fn. 10), 17f. 
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zung nicht außer acht ließe. Sein Tun gründet sich aber weder subjektiv noch ob-
jektiv allein oder hauptsächlich auf dem Wunsch, diese Werte zu konkretisieren, 
sondern auf dem Willen, seine politischen Vorstellungen etwa wirtschaftlicher, 
sozialer oder arbeitsmarktpolitischer Art durchzusetzen. 

b. Inhalt und Darstellung 

Im verbleibenden Bereich von Rechtsprechung und Verwaltung sucht die Metho-
denlehre zu klären, was gute Gründe für eine juristische Entscheidung sind. Ei-
nigkeit besteht dabei in der heutigen Methodendiskussion über einen zentralen 
Ausgangspunkt: Die Anwendung von Gesetzesregeln ist nicht nur eine logische 
Subsumtion unter begrifflich geformte Obersätze; das juristische Urteil folgt in 
vielen Fällen gerade nicht rein logisch aus der Rechtsnorm in Verbindung mit den 
zugrundezulegenden empirischen Tatsachen.18 Außerhalb dieses Kernsatzes wer-
den zahllose Fragen aufgeworfen, auf die es kaum einmal eine klare, konsensfähi-
ge Antwort gibt: Welche Rangfolge soll innerhalb des im allgemeinen auf Savigny 
zurückgeführten19 klassischen Kanons von grammatikalischer, systematischer, te-
leologischer und historischer Auslegung20 gelten? Welche Rolle spielen weitere 
Gesichtspunkte wie etwa Folgenbetrachtung, Präjudizienbindung, Rechtssicher-
heit, Praktikabilität, Billigkeit, Gerechtigkeit? Ist die juristische Entscheidung 
vor allem als rationaler Diskurs zu begreifen? Welche Rolle spielen die verschie-
denen Arten logischer Schlüsse, die Topik, die Hermeneutik? 

Für die Begründungslehre kommt es auf diese und viele weitere Probleme je-
doch nicht an. Gegenstand der Untersuchung ist die Frage, ob und wie der Staat 
seine Entscheidungen erläutern soll. Es gilt also beispielsweise zu klären, ob, in 
welchen Fällen und aufgrund welcher Normen der Staat zur Begründung ver-
pflichtet ist, oder welche Anforderungen an diese Begründung im Hinblick etwa 
auf Vollständigkeit oder Verständlichkeit zu stellen sind. Mit der Frage, ob die in 

18 Alexy{VnA), 17. 
19 Savigny unterschied bei der Aus legung das grammatische, das logische, das historische und 

das systematische Element, wobei das logische Element ke ineswegs dem im Text genannten te-
leologischen entspricht, sondern „auf die Gliederung des Gedankens, also auf das logische Ver-
hältniß, in we lchem die einzelnen Thei le desselben zueinander stehen" ging. Mit dem „Gedan-
ken" bezeichnete Savigny „den geistigen Inhalt des Gesetzes", vgl. Friedrich Carl von Savigny: 
System der heutigen Römischen Rechts, Bd. 1 ,1840, 213f. Den Zweck des Gesetzes e rwähnt Sa-
v igny hier nicht als eigenes Element der Auslegung, sondern sucht ihn durch die Aus legung ins-
gesamt erst zu erreichen. Dem Gebrauch des von ihm sog. Gesetzesgrundes bei der Aus legung 
steht er sehr zurückhal tend gegenüber, ibid., 213, 220f. 

20 Diese Aute i lung der klassischen Kanones ist heute bei kle ineren Abweichungen im Detail 
üblich, vgl . nur Larenz (Fn. 7), 320ff.; Pawlowski (Fn. 7), 172ff.; Kaufmann (Fn. 10), 88; zur fort-
geltenden Bedeutung und Benutzung der klassischen Kanones in der Theorie und Praxis vgl . Pe-
ter Raisch: Vom Nutzen der überkommenen Auslegungskanones für die praktische Rechtsan-
wendung , 1988, 28ff. 
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der Begründung tatsächlich genannten Gründe auch gute Gründe sind, hat das 
nichts zu tun. Sie bleibt Methodenlehre und Rechtsdogmatik vorbehalten.21 So ist 
etwa bei der Untersuchung fehlerhafter Begründungen nicht zu entscheiden, 
wann eine Begründung das Ergebnis inhaltlich nicht zu tragen vermag und des-
halb als fehlerhaft gelten muß. Dies ist vielmehr in jedem Einzelfall anhand der 
Dogmatik des einschlägigen Rechtsgebiets, etwa des Abfall- oder Baurechts, un-
ter Berücksichtigung der Methodenlehre zu klären. 

Die Methodenlehre bestimmt den materiellen Inhalt der Begründung, die Be-
gründungslehre die Darstellung dieses Inhalts. Gegenstand der Begründung sind 
diejenigen Gründe, die den Richter oder Verwaltungsbeamten nach seiner eige-
nen Auffassung zu seiner Entscheidung gebracht haben. Der Entscheidungsträ-
ger erläutert, warum er so und nicht anders entscheidet, unabhängig davon ob er 
dabei auf den klassischen Auslegungskanon, Präjudizien oder allgemeine Gerech-
tigkeitsvorstellungen zurückgreift, eine verfassungskonforme Auslegung vor-
nimmt oder die topischen Methode anwendet. 

c. Begründungslehre und Methodenpluralismus 

Eine solche Offenheit der Begründungs- gegenüber der Methodenlehre erhöht 
zugleich deren Verwendbarkeit in der Praxis. Beruhte die Begründungslehre auf 
einer bestimmten Methodenlehre, so hinge ihr praktische Anwendbarkeit davon 
ab, daß eben diese Methodenlehre in der alltäglichen Rechtsanwendung allein 
oder zumindest überwiegend anerkannt und der Entscheidungsfindung zugrun-
degelegt würde. Von der dafür erforderlichen, zumindest ansatzweisen Einigkeit 
über die anzuwendende Methode sind die Rechtsanwender aber weit entfernt. 

Auch heute noch gilt die Feststellung von Esser, daß der Praktiker die doktrinä-
ren Darstellungen der Rechtstheorie mit aller Achtung an ihrem Platz stehen läßt, 
die akademische Methodenlehre vom Richter kaum beachtet wird.22 Der Prakti-
ker macht sich meist wenig Gedanken über die anzuwendende Methode. Der 
klassische Auslegungskanon dürfte für die große Mehrzahl der Juristen - schon 
aufgrund seiner Betonung in der universitären Ausbildung im Rahmen der ein-
zelnen juristischen Fachgebiete - von besonderer Bedeutung sein. Auf diese Ten-
denz deuten auch empirische Untersuchungen hin.23 Gleichzeitig aber werden 
auch zahlreiche weitere Argumente oder Topoi24 wie Folgenbetrachtung, Präju-
dizien, Rechtssicherheit, Einzelfallgerechtigkeit oder Praktikabilität herangezo-

21 Zur Rechtsdogmatik im Unterschied zur Methodenlehre vgl. Alexy (Fn. 4), 307ff.; Bydlins-
ki (Fn. 10), 8ff. 

22 V g l . £ j i e r ( F n . l 2 ) , 7f. 
23 Vgl. die kurze empirische Studie bei Raisch (Fn.20), 83ff. 
24 Zur Topik grundlegend Theodor Viehweg: Topik und Jurisprudenz, 5. Aufl. 1974, passim; 

vgl. auch Gerhard Otte: Zwanzig Jahre Topik-Diskussion: Ertrag und Aufgaben, Rechtstheorie 
1 (1970), 183 (183 ££.); kritisch etwa Alexy (Fn.4), 39ff. 
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gen.25 Dieser „Methodensynkretismus"26 ergibt sich nicht nur aus den Anforde-
rungen der Praxis, in der unter einem oft nicht unerheblichen Zeitdruck reale Pro-
bleme für reale Menschen angemessen gelöst werden müssen, so daß der Richter 
oder der Verwaltungsbeamte mit seiner konkreten Verantwortung für das Ergeb-
nis und den sich daraus für die Betroffenen ergebenden Konsequenzen leben 
kann. Ebenso ist der Methodenpluralismus Ausdruck der unterschiedlichen per-
sönlichen Auffassungen der entscheidenden Personen über die richtige Art, 
Rechtsfälle zu lösen. Entsprechend spiegelt die Vielfalt der Methodenlehren nur 
die Vielfalt der praktischen, meist nicht völlig bewußten Einstellungen von Juri-
sten zu den methodischen Grundlagen ihrer Arbeit wieder: 

In der Methodenlehre wird zu Recht die Bedeutung des Vorverständnisses für 
die Rechtsanwendung betont.27 Ebenso betont werden sollte aber die Bedeutung 
des Vorverständnisses für die jeweiligen Methodenlehren. Wenn etwa, wie ver-
breitet, die richterliche Rechtserkenntnis zum zentralen Thema der methodi-
schen Untersuchung gemacht wird, hängen die Ergebnisse - im die Methodenleh-
re kennzeichnenden und jeweils unterschiedlich gelösten Spannungverhältnis 
zwischen analytischem, kritischem und pädagogischem Erkenntnisinteresse — 
weitgehend davon ab, wie ein Richter nach Ansicht des jeweiligen Rechtswissen-
schaftlers tatsächlich vorgeht oder vorgehen sollte. Dabei kommt es zunächst dar-
auf an, welchem Rechtskreis der Rechtswissenschaftler oder der von diesem be-
trachtete Richter angehört. Richter und Rechtswissenschaftler aus dem anglo-
amerikanischen oder aus dem kontinentalen Rechtskreis werden tendenziell auf 
verschiedene Weise vorgehen, denn sie gehören unterschiedlichen Rechtskultu-
ren an, in denen schon die juristische Ausbildung zu sehr verschiedener Prägung 
und einer grundsätzlich unterschiedlichen Herangehensweise und Denkart im 
Hinblick auf juristische Probleme führt. Aber auch etwa innerhalb der deutschen 
Rechtsordnung gehen verschiedene Juristen - dies ist mein Vorverständnis auf der 
Grundlage persönlicher Erfahrungen - durchaus unterschiedlich vor. Einige 
Richter beispielsweise lehnen sich streng an den Gesetzestext und die Systematik 
des jeweiligen Rechtsgebietes an und bemühen sich von vornherein um eine ratio-
nale Ableitung daraus, andere ziehen eher einen Katalog verschiedenster Topoi 
heran, wieder andere orientieren sich stark an Präjudizien und unternehmen das, 
was im Bereich des common law als „distinguishing" bezeichnet wird, gehen vor 
allem vom Einzelfall aus und streben eine für diesen sachgerechte Lösung an, las-
sen sich weitgehend von einem Rechtsgefühl leiten oder sehen sich in einer beson-
deren rechtspolitischen Verantwortung. Diese und weitere Herangehensweisen 

25 Für eine gestufte Methodenvielfalt etwa Bydlinski (Fn. 10), 55 8 ff. 
26 Görg Haverkate: Gewißheitsverluste im juristischen Denken, 1977, 149. 
27 Vgl. nur Esser (Fn. 12), passim; Larenz (Fn. 7), 206ff. 
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sind dabei als Idealtypen zu verstehen. In der Praxis finden sie sich in beliebiger 
Kombination und beliebiger Schwerpunktsetzung. 

3. Begründungsfähigkeit von Entscheidungen 

Eine bereits erwähnte Grunderkenntnis aus der heutigen Methodenlehre läßt al-
lerdings grundlegende Zweifel auch für den Bereich der Begründungslehre auf-
kommen. Wenn die Rechtsanwendung kaum jemals bloße Subsumtion des festge-
stellten Sachverhalts unter den Gesetzestext, die Entscheidung im Einzelfall also 
nicht nach den Regeln der (deontischen) Logik eindeutig aus dem Gesetz herleit-
bar ist,28 so scheint eine Begründung einer in diesem Sinne gewillkürten Entschei-
dung, einer reinen Dezision gar nicht möglich zu sein. Wie etwa sollen einfließen-
de Werte und Wertungen einer Begründung zugänglich sein?29 

Mit dieser Fragestellung wird jedoch unterstellt, daß nur zwingende, möglichst 
deduktive Begründungen akzeptabel wären. Das ist zu eng. Begründungen sollen 
ihren Adressaten erläutern, warum die staatliche Stelle so und nicht anders gehan-
delt hat, warum ihre Entscheidung im Einklang mit der Rechtsordnung steht. Zu 
fordern ist also eine verständliche, nachvollziehbare, vertretbare, vernünftige Be-
gründung. Eine solchermaßen rationale30 Begründung muß keineswegs zwin-
gend sein.31 Wie sie inhaltlich aussehen kann, wie also außerhalb des Bereichs der 
zwingenden Ableitung Entscheidungen möglich sind, ist gerade der zentrale Ge-
genstand jeder Methodenlehre, die sich nicht als wissenschaftstheoretischer Ana-
chronismus darstellen will,32 ein Vorwurf, der keiner der heute noch vertretenen 
Auffassungen auf diesem Gebiet gemacht werden kann. Die genaue Grenzzie-
hung zwischen dem Bereich logischer Schlüsse und dem eigenständiger, aber ra-
tionaler richterlicher Rechtsschöpfung kennzeichnet dabei eines der Hauptunter-
scheidungsmerkmale zwischen den verschiedenen Auffassungen im Rahmen der 
Methodenlehre. Selbst wenn in letzter Konsequenz die - immerhin in Art. 20 

28 Vgl. supra 1. Kap. A I 2 b. 
29 Zum Wertungsproblem vgl. etwa einerseits die an das Gesetz anknüpfende wertkritische 

Methode bei Helmut Coing: Grundzüge der Rechtsphilosophie, 5. Aufl. 1993,280f., 208f. sowie 
das an die Rechtsordnung angeknüpfte, wertorientierte Denken bei Larenz (Fn. 7), 214ff., 288ff.; 
andererseits die Herleitung von Werten vor allem auch aus der Natur des Menschen bei Heinrich 
Hubmann: Rationale Wertung im Recht, in: ders.: Wertung und Abwägung im Recht, 1977,1 (8, 
14); grundlegend zur Logik der Werte Chaim Perelmam Uber die Gerechtigkeit, 1967, 135. 

30 Zur Rationalität als Begründbarkeit vgl. Heino Garrn: Zur Rationalität rechtlicher Ent-
scheidungen, 1986, 16ff.; Begründung als sprachliche Vermittlung von Rationalität betrachtet 
auch Paul Kirchhof ,: Deutsche Sprache, in: Isensee, Josef; Kirchhof, Paul: Handbuch des Staats-
rechts der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 1, 2. Aufl. 1995, §18, Rn.23. 

31 Perelman (Fn.29), 162; Alexy (Fn.4), 43; ähnlich Esser (Fn. 12), 9; Koch/Rüßmann (Fn.6), 
346; vgl. auch Niklas Luhmann: Recht und Automation in der öffentlichen Verwaltung, 2. Aufl. 
1997, 59. 

32 Vgl. auch Esser (Fn. 12), 9f.; Brink (Fn. 6), 214. 
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Abs. 3 GG verfassungsrechtlich abgesicherte - Gesetzesbindung als allenfalls 
noch durch soziologische oder psychologische Faktoren dürftig abgesichert an-
gesehen würde,33 der Richter also seine Entscheidung in jedem Einzelfall eigen-
ständig fällte und so das Recht selbst schüfe, so würde das der Möglichkeit einer 
vernünftigen Begründung keinen Abbruch tun.34 Auch der Richter, der wie ein 
Gesetzgeber tätig wird, entscheidet nicht aufgrund plötzlicher Eingebung, son-
dern aufgrund von Überlegungen, die er in der Begründung angeben kann. Sogar 
dem Gesetzgeber selbst ist schließlich eine Begründung seiner Tätigkeit im Ein-
zelfall keineswegs unmöglich, wie die Praxis in der Europäischen Gemeinschaft 
mit ihrer Begründungspflicht nach Art. 253 EGV belegt. 

Vor allem zeigt sich die Möglichkeit nachvollziehbarer, vernünftiger Begrün-
dungen für rechtliche Entscheidungen in der täglichen Praxis. Jenseits aller Me-
thodendiskussion wird kaum ein Jurist bestreiten, daß die ganz überwiegende 
Mehrzahl etwa der veröffentlichten gerichtlichen Entscheidungen eine Begrün-
dung enthalten, die es ihm ermöglicht, das gefundene Ergebnis rational nachzu-
vollziehen. Daß der Jurist möglicherweise mit anderer - ebenso rationaler - Be-
gründung ein abweichendes Ergebnis bevorzugt, ändert daran nichts. In der täg-
lichen Arbeit ist der Jurist es gewohnt, verschiedene Ergebnisse für vertretbar, 
d.h. gerade nicht schlicht falsch zu halten, also zu akzeptieren, daß auch einander 
widersprechende Begründungen jeweils Rationalität für sich in Anspruch neh-
men können. In der Praxis bewährt sich damit seit langem eine These, mit der die 
Methodendiskussion auf rechtstheoretischer Ebene seit langem kämpft und auch 
weiterhin zu kämpfen haben wird. 

4. Entscheidungsfindung und Entscheidungsbegründung 

Ist eine rationale Begründung möglich, bleibt die Frage, inwieweit sie mit der 
Entscheidung, genauer mit der Entscheidungsfindung zusammenhängt. 

a. Formale Abgrenzung 

Formal ist die Begründung als die Angabe von Gründen für eine staatliche Ent-
scheidung ohne größere Probleme von der Entscheidung selbst und dem Prozeß 
der Entscheidungsfindung abzugrenzen. 

Die rechtliche Entscheidung selbst ist der dispositive, regelnde Teil der staatli-
chen Entscheidung, also etwa bei gerichtlichen Entscheidungen und Verwal-
tungsakten der Tenor, bei gesetzgeberischen Akten das Gesetz, die Verordnung 
oder die Satzung ohne etwa beigefügte Vorsprüche oder Erläuterungen. Gewisse 

33 Vgl. Dieter Simon-, Die Unabhängigkeit des Richters, 1975, 88f.; Michael Bihler: Rechtsge-
fühl, System und Wertung, 1979, 68 f. 

34 Deutlich Hermann Isay. Rechtsnorm und Entscheidung, 1929,335ff., für den Entscheidun-
gen aus irrationalen Quellen entstehen, aber rational begründet werden. 
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Überschneidungen sind allerdings nicht zu übersehen. So ist mancher Tenor al-
lein aus sich heraus nicht verständlich, sondern gewinnt seinen genauen Inhalt 
erst durch den Rückgriff auf die dem Verwaltungsakt oder der Gerichtsentschei-
dung beigegebenen Gründe. Ebenso kann etwa eine Präambel oder eine sonstige 
Erläuterung zu einem Gesetz dessen Inhalt erst verständlich machen und mögli-
cherweise beeinflussen.35 

Gänzlich anderer Natur ist die Entscheidungsfindung. Sowohl Entscheidung 
als auch Entscheidungsbegründung sind real vorliegende Ergebnisse. Sie werden 
vom Staat bewußt mündlich oder schriftlich, eventuell auch konkludent, in die 
Welt gesetzt, sind in ihrer Existenz und ihrem genauen Inhalt feststellbar und 
nachprüfbar. Ihre typische Form ist die eines oder mehrerer Schriftstücke. Die 
Entscheidungsfindung hingegen ist weniger das äußerliche Verwaltungs-, Ge-
richts- oder Gesetzgebungsverfahren - das sich als Ablauf von Ereignissen bereits 
deutlich von der Entscheidung als Produkt dieser Ereignisse unterscheidet - , als 
vielmehr der geistige Prozeß auf dem Weg zur Entscheidung. Es handelt sich um 
bewußte oder unbewußte, intellektuelle oder emotionale Vorgänge des zur Ent-
scheidung Berufenen, die selten nach außen in Erscheinung treten, es sei denn in 
Form einer - oft nicht öffentlichen - Beratung oder zufällig, etwa in Form von 
Notizen. 

b. Inhaltliche Abgrenzung 

Erheblich schwieriger gestaltet sich die inhaltliche Abgrenzung von Entschei-
dungsbegründung und Entscheidungsfindung. Im Idealfall, so scheint es zu-
nächst, wird die Entscheidungsfindung in der Entscheidungsbegründung doku-
mentiert.36 Das Problem liegt in der Frage, ob die ex post gegebene Begründung 
tatsächlich die Gründe erläutert oder erläutern kann, aus denen die Entscheidung 
ex ante gefällt wurde. 

(1) Rechtsbindung und Intuition 

Begründungen für exekutive oder judikative Entscheidungen müssen ihren Aus-
gangspunkt in dem Normtext der einschlägigen Gesetze nehmen und aus diesem 
heraus das Ergebnis ableiten. Unabhängig von allen methodischen Erwägungen 
ist die Anbindung an das Gesetz nach Art. 20 Abs. 3 G G verfassungsrechtlich ge-
boten. Dem Bürger muß erläutert werden, daß die Entscheidung entsprechend 
den grundgesetzlichen Anforderungen auf Gesetz und Recht beruht; sie ist daher 
aus diesen herzuleiten. Eine solche Herleitung, also Subsumtion unter das Gesetz 

35 Vgl. infra 3. Kap. C I 1 d, 7. Kap. D III 2. 
36 In diese Richtung Gast (Fn. 3), 58; Fritz Brecher: Scheinbegründungen und Methodenehr-

lichkeit im Zivilrecht, in: Festschrift für Arthur Nikisch zum 70. Geburtstag, 1958,227 (231, vgl. 
aber im Ergebnis 246f.). 
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- Ausmaß der Beeinträchtigung 199ff., 234f. 
- begrenzte Bedeutung 189f. 
- Budgetrecht 195, 234 
- Entlastung durch Begründung 58, 201 f., 

234 ,392 
- Entscheidungsspielraum des Gesetzgebers 

195,196, 198 f. 
- Finanzspritze als milderes Mittel 193 ff., 

234 
- Instanzabbau als milderes Mittel 196ff. 
- Janusköpfigkeit 189f., 234 
- Mehraufwand für Begründungen 199ff., 

204ff., 207ff., 234f. 
- bei Rechtspflege 187ff. 
- als Verfassungsprinzip 188f., 233f. 

- bei Verwaltung 233ff. 
- Verhältnismäßigkeit 192f., 234 
- und Wie der Begründung 203, 205, 217f., 

2 2 1 , 2 3 1 , 2 3 5 , 389f. 
letztinstanzliche Entscheidungen s. Gerichts-

entscheidungen 
Logik 5, 8, 342, 343, 346 

Mediatisierung s. Öffentlichkeit 
Menschenwürde 116ff. 
- Begriff 116ff. 
- Eingreifen außerhalb des Schutzbereichs 

122 
- Folgenbetrachtung 121 
- Instrumentalfunktion 122 
- Kasuistik 118f. 
- Kernbereich menschlicher Existenz 119f., 

120f. 
- kleine Münze 119f. 
- Objektformel 116ff. 
- positive Umschreibungen 117f. 
- praktische Relevanz 119f. 
- Schrankenlosigkeit 121 
Methodenlehre 
- Auslegung s. Wille des Gesetzgebers 
- Beschränkung auf judikativen und exeku-

tiven Bereich 2ff. 
- klassische Auslegungskanones 6, 15, 288 
- und Methodenpluralismus 6f. 
- Offenheit der Begründungslehre 6f. 
- Verhältnis zur Begründungslehre 2ff., 5f. 
- und Vorverständnis 7f., 271 
- Wille des Gesetzgebers, Bedeutung 267ff., 

291 f. s. auch Gesetzgebung 
Alterung von Gesetzen 284 
Auslegungsziel 269 

- - Beispiele 275ff., 293f., 294f. 
Bereinigung 283ff. 
Beschränkung des Normbereichs 279f. 
Bürger als Adressat 296ff. 

- - Empirie 286f., 288 
Entstehungsgeschichte 283, 287f., 290 

- - Gewaltenteilung 270ff., 289f., 293 
Imprägnierung der Norm 277ff. 

- - Irrtümer 279f., 282, 284f. 
Klärung des Wortlauts 275ff. 

- - Materialien 290ff. 
praktische Grenzen 289 
praktische Lösung 273ff. 
Rechtskontrolle 310 
subjektive und objektive Theorie 267ff., 
292f. 
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theoretische Unlösbarkeit 269, 272 
- - Verbindlichkeit 283ff. 

zur verfassungsgerichtlichen Uberprü-
fung 281 ff. 
verfassungsrechtliche Auslegungsregeln 
272f. 

- - wichtiges Element 270,273ff . , 283,286ff . 
Mittelalter 
- Art der Entscheidungsfindung 21 f. 
- Begründung gerichtlicher Entscheidungen 

21 f. 
- Öffentlichkeit des Verfahrens 21 
- Schöffensprüche 22 
Mündlichkeit 354ff. s. auch Verwaltungsakte 
- bei mündlichem Verwaltungsakt 357 s. 

Verwaltungsakte 
- schriftliche Begründung bei schriftlicher 

Entscheidung 354ff. 
Mühlheim-Kärlich Entscheidung 127 

s. auch Verfahrensdimension der Grund-
rechte 

Nachvollziehbarkeit, Mindestmaß an 338ff. 
s. auch Begründungsgrundsätze; Verständ-
lichkeit 

- und Bestimmtheitsgebot 339f. 
- und effektiver Rechtsschutz 339 
- Verbindlichkeit, Grad der 339 
- und Willkürverbot 339 
Neuverhandlung statt Uberprüfung 49f. 
Nichtannahmeentscheidungen s. Revisions-

verfahren; Bundesverfassungsgerichtsent-
scheidungen 

Nichtzulassungsbeschwerde s. Revisionsver-
fahren 

Normprägung verfassungsrechtlicher Ver-
fahrensgarantien s. Verfahrensgarantien 

obiter dictum 392 
objektiv-rechtliche Begründungspflicht s. 

Subjektivierung der Begründungspflicht 
Öffentlichkeit 
- als Kontrollorgan 59f. 
- Mediatisierung 61 f., 115f., 297f., 300, 

341 f., 348 
- Rechtsstaat 72, 75f. 
- römisches Recht, 16 ,19 
- Transparenz und Publizität s. Demokratie 
- transzendentale Formel des öffentlichen 

Rechts s. dort 
- Verständlichkeit s. dort 
Optimierungsgebot s. Regel-Prinzipien 

Modell 

Parlamentsöffentlichkeit s. politischer Pro-
zeß 

Parteivortrag, Berücksichtigung s. Vollstän-
digkeit 

Präklusion 165f., 181, 189 
Planungsrecht 312ff. 
politischer Prozeß 300ff., 316ff. s. auch Ge-

setzgebung-Rechenschaftslegung; Selbst-
verwaltung 

- Defizite 302f., 324ff. 
- Demokratie 300f., 320ff. 
- Parlamentsöffentlichkeit 301, 317, 320f., 

320f. 
- Überlegenheit gegenüber Materialien 301 f. 
- bei Satzungen 320ff. 

kommunale Selbstverwaltung 321 
funktionale Selbstverwaltung 321 ff., 
324ff. 

- bei Verordnungen 317ff. 
Mitwirkung 317 
mögliche Schaffung 328ff. 
unpolitischer Charakter 318 

- - US-Modell 328ff. 
- Willens- und Meinungsbildung 301, 303 s. 

auch Demokratie 
Presseerklärung 359f. 
prozessuale Vermutung 93 ff. 
Prinzipien, verfassungsrechtliche s. Regel-

Prinzipien Modell 
Prüfungskompetenz 51 
Prüfungsrecht 129f., 132, 249ff. 
- Aufwand für Begründungen 257f., 259 
- nicht berufsbezogene 251 f. 
- effektiver Rechtsschutz 252f. 
- Grundrechtsbezug 251 f. 
- mündliche Prüfungen 253ff. 

allein schriftliche Ergebnismitteilung 
258f. 
zusätzliche schriftliche Ergebnismittei-
lung 255 ff. 

- Begründung auf Verlangen 253ff., 257f., 
258f. 

- Rechtsprechung zur Begründung 250f., 
252, 253f. 

Querulanz 380f. 

Rahmen der Gesetzgebung 4 
Rationalität 
- der Begründung 8f., 338 
- verschiedener Ergebnisse 9 
Rechtfertigungspflicht 27f., 55, 71 f., 73, 96ff. 
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Rechtsanwendung 
- bei Gesetzgebung 4f. 
- Grenzen bei Judikative und Exekutive 3 f. 
Rechtsberatung s. Verständlichkeit 
Rechtsgefühl 11, 14f.,41 
Rechtsmittelflut 196 
Rechtsschutz, effektiver 87ff. 
- Beschränkungsmöglichkeit 161 ff. 
- und einfaches Verfahrensrecht s. Verfah-

rensgarantien 
- gegen Gesetzgebung 91 f. 
- Justizgewährleistungsanspruch 92 
- bei Kenntnis der Gründe 233 
- Prüfungsrecht 252 f. 
- gegen Rechtsprechungsakte 89f., 132f., 

183, 198, 372f. 
Abhängigkeit von faktischer Gewäh-
rung 90, 167f., 183 
Gleichheitssatz und Willkürverbot 167, 
373 f. 

- und Rechtsstaatsprinzp 146f., 150, 373 
- Schutzbereich 88ff. 
- und Verfahrensdimension der Grundrech-

te 130ff., 133 
- Vertrauen 89f. 
- und Vorrang von Verfassung und Gesetz 

79 
- und widersprüchliche Begründung 339 
- Zeitpunkt der Begründung s. Rechtzeitig-

keit 
Rechtssprache s. Verständlichkeit 
Rechtssicherheit s. Rechtsstaatsprinzip 
rechtsstaatlich-demokratische Begründungs-

pflicht 150f. 
Rechtsstaatsprinzip 64ff. 
- Aufklärung, s. dort 
- Ausgestaltung durch Gesetzgeber 84f. 
- besondere Bedeutung 67f. 
- und effektiver Rechtsschutz 146f., 150, 

372, 382f. 
- kein Effizienzstaat 189f. 
- Elfes-Beschluß 64 s. auch dort 
- Emanzipation vom Untertan zum Bürger 

73 
- Existenz eines selbständigen 66ff., 70 
- faires Verfahren s. dort 
- Floskelhaftigkeit 67 
- Gesetzesvorrang, Gesetzesbindung s. Vor-

rang von Verfassung und Gesetz 
- Gesetzgebung 266 
- Gewaltenteilung 81 ff. 

Kontrollfunktion 81 

und Herbeiführung der Spruchreife 82f. 
- - Auslegung 270ff., 289f. 
- Klarheit und Verständlichkeit 75 f. 
- Konstituierung des Staates durch Recht 

73 f. 
- Kontrollierbarkeit und Vorhersehbarkeit 

75, 103 
- Leistungsfähigkeit der Rechtsprechung 

188f. 
- letztinstanzliche Entscheidungen 64f. 
- Meßbarkeit und Verläßlichkeit 74ff. 
- Offenheit 70 
- Öffentlichkeit 72, 75f. 
- Rechenschaftspflicht 73, 78, 266 
- Rechtssicherheit 76f., 365, 369f. 
- selbständiges oder summatives Verständ-

nis 66 ff. 
- Überfrachtungsgefahr 83 ff. 
- Verhältnismäßigkeitsprinzip s. dort 
- Versprachlichung 74 
- Vorrang von Verfassung und Gesetz 77ff. 

demokratische Legitimation 107 
Dokumentation und Kontrolle 79 
gerichtliche Kontrolle 78 f. 
Verfahrenssicherungen 77f. 

Rechtsverordnung s. Gesetzgebung 
Rechtswissenschaft, Bedeutung der Begrün-

dung für 48 
Rechtzeitigkeit 364ff. s. auch Begründungs-

grundsätze 
- Erinnerungsvermögen 366f. 
- Fristlauf 365, 371 f., 375f. 
- Fünf-Monats-Grenze 366f., 371 f. 
- Gleichheitssatz 372, 3 73 f. 
- Rechtsschutz, effektiver 365f., 371 f., 372f. 
- Rechtssicherheit 365, 369f. 
- Reproduktion und Rekonstruktion 366f. 
- Stuhlurteil s. dort 
- Urteil 367ff. 

Gefahren der Verzögerung 374f. 
kurze Frist zwischen Erlaß und Grün-
den 369f. 
Verlängerung der Frist 370f. 
speziell Verwaltungsprozeß 367f. 
speziell Zivilprozeß 368, 371 f. 

- verfassungsrechtliche Anforderungen 
364ff., 365f. 

- Verwaltungsakt 375ff. 
- - Eilfälle 376f. 

Gleichzeitigkeit, Grundsatz der 3 75 f. 
- Zustellung und Ubergabe an Geschäfts-

stelle, 371 f. 
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Reichshofrat 25, 37 
Reichskammergericht 19, 24f., 36f. 
Regel-Prinzipien Modell 171 ff. 
- Abwägung 172 
- Begriff 171 
- Begründungspflicht als Prinzip 172 
- Maximierungsgebot 173 ff., 191 
- Normkonflikt 171 
- Optimierungsgebot 172 ff. 

Gestaltungsfreiheit 174 f. 
und Maximierungsgebot 173 f. 
normativ bestimmtes 174 
rechtspolitisch bestimmtes 174 

- praktische Konkordanz 173 
- Verhältnismäßigkeit 193 
Reproduktion des Entscheidungsinhalts 

366f. 
Revisionsverfahren, Begründung im 
- Nichtannahmeentscheidungen 206ff. 
- Nichtzulassungsbeschwerde 208 
- Verfahrensrügen 204ff. 
Richtigkeit, materielle s. Funktionen der 

Begründung 
römisches Recht 
- Begründungen gerichtlicher Entscheidun-

gen 16 ff. 
- Begründungen gesetzgeberischer Entschei-

dungen 35 
- Gutachten 17f. 
- Instanzenzug 18 
- Öffentlichkeit der Rechtspflege 16, 19 
rulemaking 328ff. 

Satzung s. Gesetzgebung 
Scheingründe 13f., 357ff. 
Schranken der Begründungspflicht s. Be-

schränkungsmöglichkeiten 
Schranken von Strukturprinzipien 160f. 
selbständige Angriffs- und Verteidigungsmit-

tel s. Vollständigkeit 
Selbstkontrolle s. Funktionen der Begrün-

dung 
Selbstverwaltung 320ff., 325 
- Demokratie 320ff. 
- funktionale 321 ff., 324 
- kommunale 321 
- Oligarchisierung 324, 326 
- politischer Prozeß 321 f., 324ff. 
- Probleme der 324ff. 
- Verwaltung und Normgebung 325 f. 
- Volksbegriff 322 f. 

spezifisches Verfassungsrecht s. Heck'sche 
Formel 

Spruchreife 82f. 
Staatsbürgerlyrik s. Demokratie 
Standardlehre 337f. 
Steuerungs- und Filterfunktion der Begrün-

dung 12ff., 40, 44, 201, 387 
Stringenz 202, 203, 205, 217f., 235, 342, 386, 

390ff. 
Stuhlurteil 41 f., 374f. 
Subjektivierung der Begründungspflicht 

151 ff. 
- allgemeine Handlungsfreiheit 154, 155 f. 
- begünstigende Entscheidungen 156ff. 
- bei Grundrechtsverstoß 153f. 
- Heck'sche Formel 154f. s. auch dort 
- objektiv-rechtliche Grundlagen 152 
- spezifisches Verfassungsrecht s. Heck'sche 

Formel 
- subjektiv-rechtliche Grundlagen 159f. 
- Vorbild Fairnessgebot 152f. 
Subsumtion 10ff., 15, 389 

Tatbestand s. Vollständigkeit 
Tenor und Gründe 9f., 76f. 
Textbausteine s. Vollständigkeit 
transzendentale Formel des öffentlichen 

Rechts 28, 72, 215 

Uberlänge s. Vollständigkeit; Stringenz 
untergesetzliche Normen s. Gesetzgebung 
Untertan und Bürger 28, 73 s. auch Aufklä-

rung 
unterstellte Begründung 95f. 
unvollständige Begründung und rechtliches 

Gehör 104 f. 
Urteile s. Gerichtsentscheidungen 
US-amerikanisches Recht 56 ,122 , 140, 210f., 

328f., 329f. 

Verfahren 
- Bedeutung für Akzeptanz 55f. 
- faires s. faires Verfahren 
Verfahrensdimension der Grundrechte 123 ff. 
- Adressaten 126 
- aktionenrechtliches Verfahrensgeflecht 131 
- Auffangcharakter 130ff., 132f., 147f., 253 
- und Begründungspflicht 128ff., 147f., 252 
- Effektivität 133 
- und effektiver Rechtsschutz 130ff., 133 
- Ergebnisabhängigkeit 124f. 
- Ergebnisunabhängigkeit 125 



Sachregister 435 

- Fixierung 125f., 127,134, 135 
- Gefahren 131f., 136 
- Gestaltungs- und Kontrollnorm 134f. 
- Gestaltungsfreiheit 126ff., 133ff., 135f. 
- Inhalt 123 ff. 
- Intensität der Grundrechtsanbindung 

125 f., 252 
- Klammernormen, Vorrang von 130ff., 

132f., 147f., 253 
- Limitierung 125f., 127 
- Maximalsicherung 133 ff. 
- Minimalsicherung 133ff. 
- Mühlheim-Kärlich Entscheidung 127 
- in Norman Wendung und -gebung 126 
- Verfahrensfehler 

einfachrechtliche und verfassungsrecht-
liche 127 
als Grundrechtsverstöße 126ff. 

- verfassungskonforme Auslegung 135f. 
- Verhältnis zu speziellen grundgesetzlichen 

Verfahrensnormen 130ff. 
- Wertakzentuierung 125f., 134, 135 
Verfahrensfehler s. Verfahrensdimension der 

Grundrechte; Revisionsverfahren 
Verfahrensgarantien, verfassungsrechtliche s. 

auch Einzelstichworte 
- Ausgestaltung 161f., 163, 169ff. 
- Einschränkung von 162ff., 169ff. 

durch Verfassungsrechtsgüter 170, 172 
- Geltung nach Maßgabe des einfachen 

Rechts 168f. 
- Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers 

164 f., 170 f. 
- Normprägung 163 ff., 365, 375f. 

Bedeutung 163 f. 
eigenständiger Gehalt verfassungsrecht-
licher Garantien 164 f., 168 

- als Prinzipien s. Regel-Prinzipien Modell 
- verfassungsrechtliche Verfestigung 165 ff. 

absolut 165 
relativ 165 f. 
einfachrechtliche Aufladung 166ff. 

- Verhältnis zu einfachem Verfahrensrecht 
162 ff., 166 ff. 

Verfahrensgrundrechte s. Verfahrensgaran-
tien, verfassungsrechtliche 

Verfahrensrecht, einfaches s. Verfahrengaran-
tien, verfassungsrechtliche 

Verfahrensrügen s. Revisionsverfahren 
verfassungskonforme Auslegung 
- Begründungsgrundsätze 336 
- gesetzgeberische Entscheidungsfreiheit 136 

- zur Umgehung der Verwerfungskompe-
tenz 51 

- bei Verfahrensdimension der Grundrechte 
136f. 

- und Zweck des Gesetzes 282 
verfassungsrechtliche Verfestigung von Ver-

fahrensgarantien s. Verfahrensgarantien 
Verfestigung, verfassungsrechtliche s. Verfah-

rensgarantien 
Verhältnismäßigkeitsprinzip 
- Anwendungsbereich 192f. 
- Begründung als milderes Mittel 80f. 
- Entscheidungsspielraum des Gesetzgebers 

195, 281 f. 
- Herleitung der Begründungspflicht 80f. 
- Geldeinsatz als milderes Mittel 193ff. 
- zur Abwägung mit Leistungsfähigkeit 

192 f. 
- und Regel-Prinzipien Modell 193 
- und Zweckmäßigkeit 282 
- Zwecksetzungskompetenz 281 f., 287 
Verkehrszeichen 245, 247ff. 
- Bedürfnis nach Begründung 248 
- dogmatische Konstruktion 248f. 
Verlangen, Begründung auf s. Prüfungsrecht; 

Verwaltungsakte-mündliche 
Verordnung s. Gesetzgebung; Europarecht 
Verständlichkeit 340ff. s. auch Begründungs-

grundsätze; Nachvollziehbarkeit 
- Analphabetismus 347 
- Ausgleich zwischen Gesetzgebung und 

Rechtsanwendung 345 
- Empfängerhorizont 340ff., 347f., 389 
- Fachsprache 351 s. auch Rechtssprache 
- Gesetzgebung 297f., 341 ff., 344 

Differenzierung nach Adressat 344f. 
- Grade 340 
- Kenntnis der Bürger 341 f., 343f., 346 
- Komplexität des Rechts 343 f., 346f. 
- Rechtsanwendung 345 ff. 
- Rechtsberatung als Ausgleich 347ff., 350f. 

Anwaltszwang 348f. 
Anwalt als Mittler 349f. 

- Rechtssprache 342f., 346, 350ff. 
und Fachsprache 350 
Fremdworte 350f. 

- Verbindlichkeit, Grad der 344, 347, 348, 
351 

- und Vollständigkeit 342, 377, 386, 390f. 
Verwaltungsakte 222ff. 
- Allgemeinverfügung 245 ff., 249 
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und öffentl iche Bekanntgabe der Be-
gründung 246 
Verkehrszeichen s. dort 

- auf Antrag s. begünst igende 
- begünstigende 229ff. , 243f. s. auch begün-

stigende Entscheidungen 
und Begründungsverz icht 231 f. 
fehlendes Interesse des Betroffenen 
229f., 238f. 
Interesse der Al lgemeinheit 230f. 

- Erkennbarkei t der Gründe 232ff., 235, 
238f., 240, 243f.. 245 

- Ermessen 223 ff. 
Begründungsbedürfnis 222 
Erwägungen im nur öffentl ichen Inter-
esse 224 
intendiertes 227ff. 
bloße Sol lbest immung des § 3 9 V w V f G 
226f. 

- Geheimhaltungsinteressen 227 
- historische Entwick lung der Begründung 

31 ff. 
- Kenntnis der Gründe s. Erkennbarkei t 
- konkludente 238, 242 s. mündl iche 
- Leistungsfähigkeit der Verwal tung s. Lei-

stungsfähigkeit des Staates 
- Massenverwal tungsakt 243 ff. 

Anwendungsbere ich des § 3 9 II Nr. 3 
V w V f G 243, 244 
Massenbegründung 244 

- mündl iche 237ff., 253ff. , 357 
- - Au fwand 242f., 257f. 

bei Begünst igung 238f. 
Bestät igung, schriftl iche 242f. , 255f. 

- - Eilfälle 241, 376f. 
bei Erkennbarkei t 238f. , 240 
auf Frage des Bürgers 240f. , 254 
und Interessen Dritter 237ff. 
und mündl iche Begründung 238 
Pfl icht zur Schriftform 241 
Prüfungsrecht s. dort 

- - Regelfal l 239ff. 
- - bei Verzicht 238f., 240 
- Prüfungsrecht s. dort 
- Verfassungsmäßigkeit des §39 V w V f G 

231 
- Verkehrszeichen s. dort 
- Verständlichkeit s. dort 
- Verzicht auf Begründung 231 f., 23 8 f., 240, 

244 
- durch Zeichen 238, 242 s. mündl iche 

- Zeitpunkt der Begründung 375ff. s. auch 
Rechtzeit igkeit 

Verwaltungsvorschriften, Angabe von 362ff. 
- als Begründungsersatz 363f. 
Verweise, Begründung durch 352 ff. 
- auf die angegriffene Entscheidung 353 
- bloße Nennung der N o r m 388f. 
- auf Rechtsprechung 352f. 
- Verfügbarkeit des Verweisungsobjekts 

353f. 
Verwerfungskompetenz 51 
- Umgehung durch verfassungskonforme 

Aus legung 51 
- bei Europarechtswidr igkei t 51 f. 
Verzicht auf Begründung s. Gerichtsent-

scheidungen; Verwal tungsakte 
Volk 322f. 
Vollständigkeit 377ff. s. auch Begründungs-

grundsätze 
- Bandbreite 377, 391 
- Formelhaft igkeit , 37 
- Herabsetzung des Standards 203, 205, 

217f. , 221 , 231 , 235 , 389f. 
- Hi l fsbegründung 391 f. 
- Normverweis , bloßer 388f. 
- obiter dictum 392 
- Parteivortrag, Berücksicht igung von 

380ff., 385f. 
Gehör, rechtl iches 3 82 ff. 
bei Queru lanz 380f. 
verfassungsrechtl iche Abs icherung 
3 81 ff. 

- selbständige Angriffs- und Verte idigungs-
mittel 383 

- Str ingenz 390ff. s. auch dort 
- Tatbestand und Gründe, Trennung 378f. 
- Tatbestand, Verzicht auf 379 
- Textbausteine 379f. 
- Uber länge 390f. s. auch Str ingenz 
- Überschre i tung des Standards 390ff. 
- und Verständlichkeit 342, 377, 386, 390f. 
- Wertungsfragen 387f. 
- wesentl iche Gründe 384ff. 

Einzelfa l labhängigkeit 385ff. 
und Intensität der Maßnahme 386 
objektivierter Mindesstandard 385f. 
Zuläss igkeitsvoraussetzungen einer Kla-
ge385 

- - Zweifel 385, 387f. 
- wesentl icher Sachvortrag 383 
- Zweifel s. wesent l iche Gründe 



Sachregister 437 

vorgeschobene Gründe s. Wahrheit 
Vorlagebeschluß 44f. 

Wahrheit 357ff. s. auch Begründungsgrund-
sätze 

- Authentizität 359ff. 
- Gründe des Entscheidungsträgers 357f. 
- innerer Prozeß der Entscheidungsfindung 

358f. 
- in Kollegialorganen 360ff. s. auch Kollegi-

alentscheidungen 
bei Bebauungsplänen 361 f. 

- Presseerklärung 359f. 
- Verwaltungsvorschriften s. dort 
- vorgeschobene Gründe 358 
- Zeitpunkt 366f. 
Wertungen, Begründung von 8f., 387 
wesentliche Gründe s. Vollständigkeit 
wesentlicher Sachvortrag s. Vollständig-

keit 

Widerspruchsverfahren 235ff. 
- Abhilfeentscheidung 237 
- Doppelstellung 235f. 
- Einordnung 50 
- Verhältnis zu §39 V w V f G 236f. 
Wie der Begründung s. Begründungsgrund-

sätze 
Wille des Gesetzgebers, s. Methodenlehre 
Willkürverbot 92 ff. 
- Abgrenzung zur prozessualen Vermutung 

93 ff. 
- Abgrenzung zur unterstellten Begründung 

95f., 98f. 
- Begründbarkeitsgebot 96f. 
- und Begründungsklarheit 339. 
- und effektiver Rechtsschutz 167f. 
- Rechtfertigungspflicht 96ff. 

Zeitpunkt s. Rechtzeitigkeit 
Zirkel, hermeneutischer 12 
Zweifel s. Vollständigkeit 
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